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 Gott, der unerforschliche Herr über Leben und Tod, hat am 31. Dezember 2022 

Papst em. Benedikt XVI.
in die Ewigkeit berufen.

Als Bistum Mainz nehmen wir Abschied vom emeritierten Papst Benedikt XVI. Joseph Ratzinger. 
Von 2005 bis 2013 war er Bischof von Rom und Oberhaupt der katholischen Kirche. Viele Jahre hat er be-
reits zuvor die theologische Welt und die Kirche geprägt: als Professor für Fundamentaltheologie bzw. 
Dogmatik und Dogmengeschichte an den Universitäten Bonn, Münster, Tübingen und Regensburg (1959-
1977), als Erzbischof von München und Freising (1977-1982), als Kardinal und Präfekt der Kongregation 
für die Glaubenslehre in Rom (1982-2005). Dreimal besuchte er als Papst sein Heimatland Deutschland, 
dem er zeitlebens eng verbunden blieb. Ein Höhepunkt war seine Präsenz beim Weltjugendtag im Jahr 
2005 in Köln. 

Sein überraschender Rücktritt als Papst im Februar 2013 hat viele Menschen bewegt und beeindruckt. 
Benedikt XVI. Joseph Ratzinger war ein herausragender Theologe und Gelehrter und ein begeisternder 
theologischer Lehrer. Seine Schriften haben vielen Menschen wichtige Horizonte für Theologie, Glauben 
und Kirche eröffnet und werden dies weiterhin tun. Als Hirte der Kirche hat er mit großer innerer Hinga-
be gewirkt, den Glauben an Jesus Christus überzeugt verkündigt und der Kirche Orientierung gegeben. 
„Mitarbeiter der Wahrheit“ zu sein, wie sein bischöflicher Wahlspruch lautete, prägte sein ganzes Wirken. 
Am Ende seines Geistlichen Testaments schreibt Benedikt XVI.: „Jesus Christus ist wirklich der Weg, die 
Wahrheit und das Leben – und die Kirche ist in all ihren Mängeln wirklich Sein Leib. Endlich bitte ich de-
mütig: Betet für mich, damit der Herr mich trotz all meiner Sünden und Unzulänglichkeiten in die ewigen 
Wohnungen einläßt.“

Wir schauen in Dankbarkeit auf sein Leben. Wir danken für sein tiefes Bekenntnis zu Christus und für 
seine Sorge um den Glauben und die Kirche. Seiner Bitte entsprechend begleiten wir den Verstorbenen im 
Gebet, besonders in der Feier der Eucharistie.

Mainz, 1. Januar 2023

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz
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Erlasse des Hochw. Herrn Bischofs

2. Inkraftsetzung von Beschlüssen der 
Bundeskommission des deutschen 
Caritasverbandes vom 20.10.2022

Die Bundeskommission beschließt:

A.

Teil I: Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst 

I. Änderungen in Anlage 33 zu den AVR 

1. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die 
Anmerkung Nr. 1 der Anmerkungen zu den Tä-
tigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen S 2 bis S 
18 neu gefasst: 

 „a) 1Mitarbeiter, denen entsprechende Tätigkeiten 
als Praxisanleiter in der Ausbildung von Erzie-
hern, von Kinderpflegern, von Sozialassistenten, 
von Heilerziehungspflegern oder von Heilerzie-
hungspflegehelfern übertragen sind und die die 
übertragene Tätigkeit mit einem zeitlichen Anteil 
von mindestens 15 Prozent an ihrer Gesamttätig-
keit ausüben, erhalten ab dem 1. Januar 2023 für 
die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe 
von 70,00 Euro monatlich. 2Die Zulage wird nur 
für Zeiträume gezahlt, in denen Mitarbeiter einen 
Anspruch auf Dienstbezüge oder Fortzahlung der 
Dienstbezüge (§ 10 AT, Abschnitt XII Absätze a) 
und b) der Anlage 1, § 2 der Anlage 14, § 2 Abs. 3 
Satz 1 der Anlage 33, § 16 der Anlage 33) haben.

 b) 1Mitarbeiter nach Absatz a) Satz 1, die an min-
destens einem Tag zwischen dem 1. Juli 2022 und 
dem 31. Dezember 2022 Anspruch auf Dienstbe-
züge haben, erhalten eine Einmalzahlung in Höhe 
von 490 Euro, die spätestens bis zum 31. März 
2023 ausgezahlt wird. 2§ 12a der Anlage 33 findet 
Anwendung. 3Der Anspruch nach Satz 1 vermin-
dert sich um ein Sechstel für jeden Kalendermonat 
im Zeitraum Juli bis Dezember 2022, in dem der 
Mitarbeiter nicht mindestens an einem Tag An-
spruch auf Dienstbezüge hat und Anspruch auf 
die Praxisanleiterzulage gehabt hätte. 4Anspruch 
auf Dienstbezüge im Sinne des Satzes 3 sind hier 
auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus 
Anlass der in § 10 AT, in Abschnitt XII Absätze a) 
und b) der Anlage 1, in § 2 der Anlage 14, in § 2 
Abs. 3 Satz 1 der Anlage 33 und in § 16 der Anlage 
33 genannten Ereignisse sowie der Anspruch auf 
Krankengeldzuschuss aus Abschnitt XII Absatz c 
Satz 1 der Anlage 1, auch wenn dieser wegen der 
Höhe der Barleistungen des Sozialversicherers 
nicht gezahlt wird. 5Einem Anspruch auf Dienst-
bezüge gleichgestellt ist der Bezug von Kran-
kengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender  

 gesetzlicher Leistungen und Leistungen nach §§ 
18 bis 20 MuSchG oder § 24i SGB V.“

2. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR werden 
die Entgeltgruppen wie folgt ergänzt:

 Die Entgeltgruppen S 7, S 8a, S 8b, S 9, S 10, S 11a, 
S 13, S 15 Fallgruppen 8 bis 12, S 16 Fallgruppen 5 
bis 10, S 17 Fallgruppen 4 und 10 bis 13, S 18 Fall-
gruppen 5 bis 7 werden jeweils um die Hochziffer 
(Anmerkung) 1 ergänzt. 

3. In Anlage 33 zu den AVR wird folgender § 12b 
ergänzt:

 „§ 12b Einmalzahlung 2022
 1Vollzeitbeschäftigte Mitarbeiter, die in einer der 

Entgeltgruppen S 2 bis S 11a eingruppiert sind 
und die an mindestens einem Tag zwischen dem 
1. Juli 2022 und dem 31. Dezember 2022 Anspruch 
auf Dienstbezüge haben, erhalten eine Einmalzah-
lung in Höhe von 910,00 Euro. 2Vollzeitbeschäf-
tigte Mitarbeiter, die in Entgeltgruppe S 11b, S 12 
Ziffer 1, S14, oder S 15 Ziffer 7 eingruppiert sind 
und die an mindestens einem Tag zwischen dem 
1. Juli 2022 und dem 31. Dezember 2022 Anspruch 
auf Dienstbezüge haben, erhalten eine Einmalzah-
lung in Höhe von 1.240,00 Euro. 

 3§ 12a der Anlage 33 findet Anwendung. 4Der An-
spruch nach Sätzen 1 und 2 vermindert sich um 
ein Sechstel für jeden Kalendermonat im Zeit-
raum Juli bis Dezember 2022, in dem der Mitarbei-
ter nicht mindestens an einem Tag Anspruch auf 
Dienstbezüge hat. 5Anspruch auf Dienstbezüge 
im Sinne des Satzes 4 sind hier auch der Anspruch 
auf Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 10 AT, 
in Abschnitt XII Absätze a) und b) der Anlage 1, in 
§ 2 der Anlage 14, in § 2 Abs. 3 Satz 1 der Anlage 
33 und in § 16 der Anlage 33 genannten Ereignis-
se sowie der Anspruch auf Krankengeldzuschuss 
aus Abschnitt XII Absatz c Satz 1 der Anlage 1, 
auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistun-
gen des Sozialversicherers nicht gezahlt wird. 6Ei-
nem Anspruch auf Dienstbezüge gleichgestellt ist 
der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder 
entsprechender gesetzlicher Leistungen und Leis-
tungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG oder § 24i SGB 
V. 7Die Auszahlung erfolgt spätestens bis zum 31. 
März 2023.“

4. In § 11 der Anlage 33 zu den AVR wird nach Ab-
satz 4 folgender neuer Absatz 5 eingefügt:

 „(5) 1Mitarbeiter, die in einer der Entgeltgrup-
pen S 2 bis S 11a eingruppiert sind, erhalten ab 
dem 1. Januar 2023 eine monatliche SuE-Zulage 
in Höhe von 130,00 Euro. 2Mitarbeiter, die in den 
Entgeltgruppe S 11b, S 12 bei Tätigkeiten der Zif-
fer 1, S 14, oder S 15 bei Tätigkeiten der Ziffer 7 
eingruppiert sind, erhalten ab dem 1. Januar 2023 
eine monatliche SuE-Zulage in Höhe von 180,00 
Euro. 3Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, 
in denen Mitarbeiter einen Anspruch auf Entgelt 
oder Fortzahlung des Entgelts haben.“
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5. In Anlage 33 zu den AVR wird folgender § 19a 
ergänzt:

 „§ 19a Regenerationstage 2022
 1Mitarbeiter, die nach Anhang B der Anlage 33 

eingruppiert sind, haben im Kalenderjahr 2022 bei 
Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf 
Tage in der Kalenderwoche Anspruch auf zwei 
Arbeitstage Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung 
des Entgelts (Dienstbezüge) und der in Monatsbe-
trägen festgelegten Zulagen (Regenerationstage). 
2Wird die wöchentliche Arbeitszeit an weniger 
als fünf Tagen in der Woche erbracht, vermindert 
sich der Anspruch auf die Regenerationstage ent-
sprechend. 3Maßgeblich für die Verminderung 
nach Satz 2 sind die jeweiligen Verhältnisse zum 
Zeitpunkt der Antragstellung nach Abs. 2 Satz 2. 
4Verändert sich im Zeitraum zwischen der An-
tragstellung und dem gewährten Regenerations-
tag die Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit, 
erhöht oder vermindert sich der Anspruch auf die 
Regenerationstage entsprechend. 5Verbleibt bei 
den Berechnungen nach den Sätzen 2 oder 4 ein 
Bruchteil, der mindestens einen halben Regenera-
tionstag ergibt, wird er auf einen vollen Regenera-
tionstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als 
einem halben Regenerationstag bleiben unberück-
sichtigt. 6Die Regenerationstage für das Kalender-
jahr 2022 verfallen spätestens am 30. September 
2023. 

 Anmerkung zu Satz 1: 
 1Der Anspruch reduziert sich auf einen Regene-

rationstag, wenn in dem Kalenderjahr nicht für 
mindestens vier Kalendermonate Anspruch auf 
Entgelt bestanden hat. 2Anspruch auf Entgelt im 
Sinne des Satz 1 sind hier auch der Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung (§ 10 AT, Abschnitt XII Ab-
sätze a) und b) der Anlage 1, § 2 der Anlage 14, 
§ 2 Abs. 3 Satz 1 der Anlage 33, § 16 der Anlage 
33) und der Anspruch auf Krankengeldzuschuss, 
auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistun-
gen des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt 
wird. 3Einem Anspruch auf Entgelt gleichgestellt 
ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V 
oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, 
Leistungen nach § 56 lfSG, Kurzarbeitergeld und 
Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG oder nach 
§ 24i SGB V.

 Anmerkung zu § 19a: 
 Bei den Regenerationstagen handelt es sich nicht 

um Urlaubs-/Zusatzurlaubstage.“
6. In Anlage 33 zu den AVR wird folgender § 19 

ergänzt:
 „§ 19 Regenerationstage/Umwandlungstage 
 (1) 1Mitarbeiter, die nach Anhang B der Anlage 

33 eingruppiert sind, haben ab dem Kalenderjahr 
2023 bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit 
auf fünf Tage in der Kalenderwoche Anspruch 
auf zwei Arbeitstage Arbeitsbefreiung unter Fort-
zahlung des Entgelts (Dienstbezüge) und der in 

Monatsbeträgen festgelegten Zulagen (Regene-
rationstage). 2Wird die wöchentliche Arbeitszeit 
an weniger als fünf Tagen in der Woche erbracht, 
vermindert sich der Anspruch auf die Regenera-
tionstage entsprechend. 3Maßgeblich für die Ver-
minderung nach Satz 2 sind die jeweiligen Ver-
hältnisse zum Zeitpunkt der Antragstellung nach 
Abs. 2 Satz 2. 4Verändert sich im Zeitraum zwi-
schen der Antragstellung und dem gewährten Re-
generationstag die Verteilung der wöchentlichen 
Arbeitszeit, erhöht oder vermindert sich der An-
spruch auf die Regenerationstage entsprechend. 
5Verbleibt bei den Berechnungen nach den Sät-
zen 2 oder 4 ein Bruchteil, der mindestens einen 
halben Regenerationstag ergibt, wird er auf einen 
vollen Regenerationstag aufgerundet; Bruchteile 
von weniger als einem halben Regenerationstag 
bleiben unberücksichtigt. 

 Anmerkung zu Satz 1:
 1Der Anspruch reduziert sich auf einen Regene-

rationstag, wenn in dem Kalenderjahr nicht für 
mindestens vier Kalendermonate Anspruch auf 
Entgelt bestanden hat. 2Anspruch auf Entgelt im 
Sinne des Satz 1 sind hier auch der Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung (§ 10 AT, Abschnitt XII Ab-
sätze a) und b) der Anlage 1, § 2 der Anlage 14, 
§ 2 Abs. 3 Satz 1 der Anlage 33, § 16 der Anlage 
33) und der Anspruch auf Krankengeldzuschuss, 
auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistun-
gen des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt 
wird. 3Einem Anspruch auf Entgelt gleichgestellt 
ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V 
oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, 
Leistungen nach § 56 lfSG, Kurzarbeitergeld und 
Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG oder nach 
§ 24i SGB V.

 (2) 1Bei der Festlegung der Lage der Regenerati-
onstage sind die Wünsche des Mitarbeiters zu 
berücksichtigen, sofern dem keine dringenden 
dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenste-
hen. 2Der Mitarbeiter hat den/die Regenerations-
tag/e spätestens vier Wochen vor dem gewünsch-
ten Zeitpunkt der Gewährung in Textform 
gegenüber dem Dienstgeber geltend zu machen. 
3Der Dienstgeber entscheidet über die Gewäh-
rung der Regenerationstage bis spätestens zwei 
Wochen vor diesen und teilt dies dem Mitarbeiter 
in Textform mit. 4Im gegenseitigen Einvernehmen 
ist unter Berücksichtigung der aktuellen dienstli-
chen/betrieblichen Verhältnisse abweichend von 
den Sätzen 2 und 3 auch eine kurzfristige Gewäh-
rung von Regenerationstagen möglich. 5Regene-
rationstage, für die im laufenden Kalenderjahr 
keine Arbeitsbefreiung nach Satz 1 erfolgt ist, ver-
fallen. 6Abweichend von Satz 5 verfallen Regene-
rationstage, die wegen dringender betrieblicher/
dienstlicher Gründe im laufenden Kalenderjahr 
nicht gewährt worden sind, spätestens am 30. 
September des Folgejahres. 
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 (3) 1Mitarbeiter, die Anspruch auf eine monatli-
che SuE-Zulage gemäß § 11 Abs. 5 haben, können 
bis zum 31. Oktober des laufenden Kalenderjah-
res in Textform geltend machen, statt der ihnen 
zustehenden SuE-Zulage im Folgejahr bis zu zwei 
Arbeitstage Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung 
des Entgelts (Dienstbezüge) und der in Monats-
beträgen festgelegten Zulagen in Anspruch zu 
nehmen (Umwandlungstage). 2Mitarbeiter, die 
erstmalig einen Anspruch auf eine SuE-Zulage 
gemäß § 11 Abs. 5 erwerben, können nach Ab-
lauf von drei Kalendermonaten nach Aufnahme 
des Dienstverhältnisses (Neubegründung des 
Dienstverhältnisses oder Tätigkeitswechsel) die 
Geltendmachung der Umwandlungstage für das 
laufende Kalenderjahr erklären. 3Die SuE-Zulage 
wird jeweils nach der erfolgten Arbeitsbefreiung 
gekürzt. 4Der Kürzungsbetrag ergibt sich aus dem 
individuell ermittelten Stundenentgelt bezogen 
auf die an dem Umwandlungstag dienstplanmä-
ßig bzw. betrieblich festgelegten Arbeitsstunden. 
5Besteht zum Zeitpunkt der Beantragung kein 
Dienstplan bzw. keine betrieblich festgelegte Ar-
beitszeit, so ist die an dem Umwandlungstag zu 
leistende Arbeitszeit dadurch zu ermitteln, dass 
die arbeitsvertraglich vereinbarte regelmäßige 
durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit durch 
die Anzahl der Arbeitstage zu teilen ist, die der 
Mitarbeiter in der Woche zu leisten hat, in der der 
Umwandlungstag liegt. 6Der Mitarbeiter hat den/
die Umwandlungstag/e spätestens vier Wochen 
vor dem gewünschten Zeitpunkt der Gewährung 
in Textform gegenüber dem Dienstgeber geltend 
zu machen. 7Der Dienstgeber entscheidet über die 
Gewährung der Umwandlungstage bis spätes-
tens zwei Wochen vor diesen und teilt dies der/
dem Beschäftigten in Textform mit. 8Bei der Fest-
legung der Lage der Umwandlungstage sind die 
Wünsche des Mitarbeiters zu berücksichtigen, so-
fern dem keine dringenden dienstlichen/betrieb-
lichen Gründe entgegenstehen. 9Im gegenseitigen 
Einvernehmen ist unter Berücksichtigung der 
aktuellen dienstlichen/betrieblichen Verhältnis-
se abweichend von den Sätzen 6 und 7 auch eine 
kurzfristige Gewährung von Umwandlungsta-
gen möglich. 10Eine im Vorjahr nach Satz 1 oder 
im laufenden Kalenderjahr nach Satz 2 beantragte 
Umwandlung der SuE-Zulage wirkt längstens bis 
zum Ende des laufenden Kalenderjahres. 

 Anmerkung zu Abs. 3 Satz 1:
 Eine Umwandlung der SuE-Zulage ist erstmals 

für das Jahr 2024 möglich.
 Anmerkung zu Abs. 3 Satz 4:
 Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden 

Anteils sind die in Monatsbeträgen festgelegten 
Entgeltbestandteile durch das 4,348-fache der re-
gelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu teilen.

 Anmerkung zu § 19: 
 Bei den Regenerations- und Umwandlungs-

tagen handelt es sich nicht um Urlaubs-/
Zusatzurlaubstage.“

II. Änderungen in Anlage 1 zu den AVR 
1. Abschnitt VIIa der Anlage 1 zu den AVR wird mit 

Wirkung zum 1. Januar 2023 wie folgt neu gefasst:
 „VIIa Wohn- und Werkstattzulage
 (a) 1Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 3 bis 9 

sowie Mitarbeiter, die aufgrund eines Bewäh-
rungsaufstieges aus Vergütungsgruppe 3 in Ver-
gütungsgruppe 2 eingruppiert sind und Mitarbei-
ter in den Entgeltgruppen S 2 bis S 18 der Anlage 
33, erhalten für die Dauer der Tätigkeit in einer 
besonderen Wohnform (insbesondere stationäre 
Einrichtungen, Wohngruppen für Menschen mit 
Behinderung im Sinne von SGB IX, Kinder- und 
Jugendwohnheimen oder vergleichbaren Einrich-
tungen [Heim]) oder in der ambulant unterstütz-
ten Einzel- oder Gruppenbetreuung, wenn diese 
als Präsenzleistung durchgängig für 24 Stunden 
täglich erfolgt, oder in der Heimerziehung nach 
§ 34 SGB VIII eine Zulage in Höhe von 100,00 
Euro monatlich, wenn dort ein überwiegender 
Teil der Menschen mit durchgängigem Unterstüt-
zungs- oder Betreuungsbedarf untergebracht ist 
bzw. betreut wird. 2Voraussetzung ist, dass die 
Mitarbeiter in der Pflege, Betreuung, Erziehung 
oder heilpädagogisch-therapeutischen Behand-
lung tätig sind. 3Überwiegt der Teil der Menschen 
mit durchgängigem Unterstützungs- oder Betreu-
ungsbedarf nicht, beträgt die Zulage 50,00 Euro 
monatlich.

 b) 1Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 3 bis 9 so-
wie Mitarbeiter, die aufgrund eines Bewährungs-
aufstieges aus Vergütungsgruppe 3 in Vergü-
tungsgruppe 2 eingruppiert sind und Mitarbeiter 
in den Entgeltgruppen S 2 bis S 18 der Anlage 33
1. in Ausbildungs- oder Berufsbildungsstätten 

oder Berufsförderungswerkstätten
2.  oder in Werkstätten für Menschen mit 

Behinderung
 erhalten für die Dauer ihrer Tätigkeit in der beruf-

lichen Anleitung/Ausbildung oder im begleiten-
den sozialen Dienst eine monatliche Zulage von 
65,00 Euro.

 2Die Zulage erhalten auch Mitarbeiter in Ver-
sorgungsbetrieben für die Dauer ihrer Tätigkeit, 
wenn sie in der beruflichen Anleitung/Ausbil-
dung von Menschen mit Behinderungen tätig 
sind.

 (c) 1Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, 
für die Dienstbezüge (Vergütung, Urlaubsvergü-
tung, Krankenbezüge) zustehen. 2Sie ist bei der 
Bemessung der Zuwendungen im Todesfall (Ab-
schnitt XV der Anlage 1) und des Übergangsgel-
des (Anlage 15) zu berücksichtigen.
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2. In Anlage 1 zu den AVR wird ein neuer Abschnitt 
VIIb eingefügt: 

 „VIIb Einmalzahlung Wohn- und Werkstattzulage
 1Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absätze a) und 

b) der Anlage 1, die an mindestens einem Tag 
zwischen dem 1. Juli 2022 und dem 31. Dezember 
2022 Anspruch auf Dienstbezüge haben, erhalten 
eine Einmalzahlung, die spätestens bis zum 31. 
März 2023 ausgezahlt wird. 2Die Einmalzahlung 
beträgt für

 Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absatz a) Satz 1 
der Anlage 1   270,00 Euro

 Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absatz a) Satz 3 
der Anlage 1   135,00 Euro

 Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absatz b) der An-
lage 1   170,00 Euro.

 3Abschnitt IIa der Anlage 1 sowie § 12a der An-
lage 33 finden Anwendung. 4Der Anspruch nach 
Sätzen 1 und 2 vermindert sich um ein Sechstel 
für jeden Kalendermonat im Zeitraum Juli bis 
Dezember 2022, in dem der Mitarbeiter nicht 
mindestens an einem Tag Anspruch auf Dienst-
bezüge hat. 5Anspruch auf Dienstbezüge im Sin-
ne des Satzes 4 sind hier auch der Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 10 AT, in 
Abschnitt XII Absätze a) und b) der Anlage 1, in 
§ 3 Absatz 2 Satz 2 der Anlage 5, in § 2 und § 4 
der Anlage 14, in § 2 Abs. 3 Satz 1 der Anlage 33 
und in § 16 der Anlage 33 genannten Ereignisse 
sowie der Anspruch auf Krankengeldzuschuss 
aus Abschnitt XII Absatz c Satz 1 der Anlage 1, 
auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistun-
gen des Sozialversicherers nicht gezahlt wird. 6Ei-
nem Anspruch auf Dienstbezüge gleichgestellt 
ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V 
oder entsprechender gesetzlicher Leistungen und 
der Bezug von Leistungen nach §§ 18-20 MuSchG 
oder § 24i SGB V.“

III. Inkrafttreten
 Die Änderungen treten zum 20. Oktober 2022 in 

Kraft.

Teil II: Eingruppierung von Betreuungskräften / 
Anlage 22 zu den AVR 

I. Eingruppierung von Betreuungskräften 
1. In Anlage 2 zu den AVR werden die Ziffern 18 

und 19 der Vergütungsgruppe 10 wie folgt neu 
gefasst:

 „18 Betreuungskräfte in der ambulanten Pflege 
mit Tätigkeiten zur Unterstützung im Alltag, so-
weit sie im Rahmen der von ihnen auszuübenden 
Tätigkeiten in einem Umfang von mindestens 25 
Prozent ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemein-
sam mit Bezieherinnen und Beziehern von Pfle-
geleistungen tagesstrukturierend, aktivierend,  

 betreuend oder pflegend tätig werden 144, 145, 
146, 147, 148, 149. 150“

 „19 Betreuungskräfte mit Tätigkeiten in der Be-
treuung und Aktivierung in stationären Pflege-
einrichtungen, soweit sie im Rahmen der von ih-
nen auszuübenden Tätigkeiten in einem Umfang 
von mindestens 25 Prozent ihrer vereinbarten 
Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und 
Beziehern von Pflegeleistungen tagesstrukturie-
rend, aktivierend, betreuend oder pflegend tätig 
werden 144, 145, 146, 147, 148, 149,150“

2. In der Anlage 2 zu den AVR werden den Anmer-
kungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Ver-
gütungsgruppen 1 bis 12 die neuen Hochziffern 
148,149,150, 151 hinzugefügt:

 „148 Abweichend von Abschnitt III § 1 Absatz 
a) der Anlage 1 ist für Betreuungskräfte in Ver-
gütungsgruppe 10 Ziffern 18 und 19 die Stufe 4 
Einstiegsstufe.

 149 Das Tätigkeitsmerkmal wird z. B. erfüllt von 
Betreuungskräften in Angeboten nach § 45a SGB 
XI oder Betreuungskräften in Pflegeeinrichtungen 
i. S. d. § 43b SGB XI. Das Tätigkeitsmerkmal ist 
auch erfüllt bei Mitarbeitern in der Verwaltung, 
Haustechnik, Küche, hauswirtschaftlichen Ver-
sorgung, Gebäudereinigung, Empfangs- und Si-
cherheitsdienst, Garten- und Geländepflege, Wä-
scherei sowie Logistik, soweit sie im Rahmen der 
von ihnen auszuübenden Tätigkeiten in einem 
Umfang von mindestens 25 Prozent ihrer verein-
barten Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen 
und Beziehern von Pflegeleistungen tagesstruktu-
rierend, aktivierend, betreuend oder pflegend tä-
tig werden.

 150 Mitarbeiter die im Rahmen der von ihnen 
auszuübenden Tätigkeiten in einem Umfang von 
mindestens 25 Prozent ihrer vereinbarten Arbeits-
zeit gemeinsam mit Bezieherinnen und Bezie-
hern von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, 
aktivierend, betreuend oder pflegend tätig wer-
den, erhalten ab 1. November 2022 eine Zulage in 
Höhe von monatlich 120 Euro. Die Zulage ist bis 
zum 31. Dezember 2024 befristet.

 151 Soweit Mitarbeiter in dieser Ziffer im Rah-
men der von ihnen auszuübenden Tätigkeiten in 
einem Umfang von mindestens 25 Prozent ihrer 
vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit Beziehe-
rinnen und Beziehern von Pflegeleistungen tages-
strukturierend, aktivierend, betreuend oder pfle-
gend tätig werden, erfolgt die Eingruppierung in 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 18 oder 19.“

3. In der Anlage 2 zu den AVR wird die Hochziffer 
145 wie folgt neu gefasst:

 145 1Die Bestimmungen der Anlage 1 Abschnitt 
V finden keine Anwendung. 2Für Betreuungs-
kräfte, auf die am 31. Dezember 2018 die Bestim-
mungen der Anlage 1 Abschnitt V Anwendung 
finden, verbleibt es bei dieser Anwendung. 3Für  
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 Mitarbeiter, auf die am 31. Oktober 2022 die Be-
stimmungen der Anlage 1 Abschnitt V Anwen-
dung finden, verbleibt es bei dieser Anwendung.

4. In der Anlage 2 zu den AVR wird die Befristung 
in der Anmerkung mit der Hochziffer 146 wie 
folgt geändert:

 „146 Diese Eingruppierung tritt [in der neuen Fas-
sung] zum 1. November 2022 in Kraft und ist bis 
zum 31. Dezember 2024 befristet.“

5. In der Anlage 2 zu den AVR wird die Anmerkung 
mit der Hochziffer 147 wie folgt geändert:

 „147 Für Betreuungskräfte, die am 31. Dezem-
ber 2018 bzw. am 31. Oktober 2022 höher ein-
gruppiert sind, verbleibt es bei der höheren 
Eingruppierung.“ 

6. In der Anlage 2 zu den AVR wird in der Vergü-
tungsgruppe 11 Ziffer 1 die Anmerkung mit der 
Hochziffer 151 hinzugefügt:

 „1 Hauswirtschaftliche, gärtnerische und land-
wirtschaftliche Hilfskräfte sowie Reinigungskräf-
te 151“ 

7. In der Anlage 2 zu den AVR wird in die Anmer-
kung mit der Hochziffer 150 bei Folgenden Tätig-
keitsmerkmalen hinzugefügt:
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 2a
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 2b
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 4a
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 4b
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 8
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 1
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 2
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 3
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 8
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 9
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 13
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 17a
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 23
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 24
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 38
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 1
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 2
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 6
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 6a
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 7
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 9
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 17

8. Dieser Beschluss tritt zum 1. November 2022 in 
Kraft.

II. Anlage 22 zu den AVR 
1.  Änderungen in Anlage 22 zu den AVR
 In der Anlage 22 zu den AVR wird der folgende 

neue § 6 eingefügt:
 „§ 6 Überleitungsregelung für Mitarbeiter nach 

Anlage 22
 1Die Mitarbeiter, die am 31. Dezember 2022 in 

einem Dienstverhältnis stehen, das am 1. Januar 
2023 fortbesteht und die am 31. Dezember 2022 
nach Anlage 22 vergütet werden, sind zum 1. Ja-

nuar 2023 der Vergütungsgruppe nach Anlage 2 
zugeordnet, in die sie gemäß Abschnitt I der An-
lage 1 eingruppiert sind. 2Die bisher ab Beginn 
des Dienstverhältnisses zurückgelegte Zeit wird 
vollumfänglich auf die Stufenzuordnung gemäß 
§ 1 Abschnitt III A der Anlage 1 angerechnet. 3Die 
Stufenzuordnung erfolgt unter Beibehaltung der 
bisher zurückgelegten Zeit. 4Soweit vorstehend 
keine abweichenden Regelungen vorgesehen 
sind, finden die AVR Anwendung.“

2.  Inkrafttreten 
 Die Änderungen treten zum 1. November 2022 in 

Kraft.

Teil III: Korrekturen zum Ärztebeschluss 2022

I. § 4 Abs. 4 der Anlage 30 zu den AVR (Arbeit an 
Sonn- und Feiertagen sowie an Wochenenden) 
wird wie folgt geändert:
1. Satz 3 wird wie folgt neu gefasst: „Die Ar-

beitsleistung an einem Wochenende wird 
jeweils dem Kalendermonat zugeordnet, in 
dem sie begonnen hat.“

2. Satz 6 wird wie folgt neu gefasst: „Dies gilt 
nicht für Arbeitsleistungen, die an dem ers-
ten weiteren Wochenende im Kalendervier-
teljahr (Satz 2) erbracht worden sind.“

3. Satz 8 wird wie folgt neu gefasst: „Jedenfalls 
ein freies Wochenende pro Kalendermonat 
ist zu gewährleisten.“

4. Nach Satz 8 wird folgender neuer Satz 9 
angefügt: „Gewährte freie Wochenenden 
werden jeweils dem Kalendermonat ihres 
Beginns zugeordnet.“

II. § 6 Abs. 12 der Anlage 30 zu den AVR wie folgt 
neu gefasst:

 „(12) 1Bei vollzeitbeschäftigten Ärztinnen und 
Ärzten, die sowohl Bereitschaftsdienst als 
auch Rufbereitschaft leisten, gilt, dass diese im 
Kalendermonat 

 bei einem Bereitschaftsdienst höchstens noch zu 
zehn Rufbereitschaften, 

 bei zwei Bereitschaftsdiensten höchstens noch zu 
sieben Rufbereitschaften, 

 bei drei Bereitschaftsdiensten höchstens noch zu 
vier Rufbereitschaften und 

 bei vier Bereitschaftsdiensten zu keiner 
Rufbereitschaft 

 sowie 
 bei bis zu vier Rufbereitschaften höchstens noch 

zu drei Bereitschaftsdiensten, 
 bei mehr als vier bis zu sieben Rufbereitschaften 

höchstens noch zu zwei Bereitschaftsdiensten, 
 bei mehr als sieben bis zu zehn Rufbereitschaften 

höchstens noch zu einem Bereitschaftsdienst und 
 bei mehr als zehn Rufbereitschaften zu keinem 

Bereitschaftsdienst herangezogen werden dürfen. 

2Bei teilzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten 
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ist das Verhältnis ihrer individuell vereinbarten 
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit zur 
regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer vollzeit-
beschäftigter Ärztinnen und Ärzten zu berück-
sichtigen. 3§ 6 Abs. 10 Sätze 2 und 3 sowie § 6 Abs. 
8 Satz 5 gelten entsprechend. 4Für über die Anzahl 
nach den Sätzen 1 oder 2 hinaus angeordnete Be-
reitschaftsdienste oder Rufbereitschaften gelten 
die jeweils einschlägige Bewertungsregelung (§ 8 
Abs. 3 Sätze 4 bis 6) oder Zuschlagsregelung (§ 7 
Abs. 3 Sätze 10 bis 12).“

III. Die Anmerkung 2 zu § 6 Abs. 12 der Anlage 30 zu 
den AVR wie folgt neu gefasst:

 „2. 1Die zulässige Anzahl gemäß § 6 Abs. 8 Satz 4 
und § 6 Abs. 10 Satz 1 gilt dann als erreicht, sofern 
die gegenseitige Anrechnung der Dienste einen 
Punktwert entsprechend dem Verhältnis ihrer in-
dividuell vereinbarten durchschnittlichen regel-
mäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit 
vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Ärztinnen 
und Ärzten (52 Punkte) erreicht. 2Ergibt sich bei 
Berechnungen nach Satz 1 ein Bruchteil von min-
destens 0,5, ist er aufzurunden; Bruchteile von 
weniger als 0,5 werden abgerundet.“

IV. § 7 Abs. 4 der Anlage 30 zu den AVR wie folgt neu 
gefasst:

 „(4) 1Für Inanspruchnahmen innerhalb der Rufbe-
reitschaft in der Zeit zwischen 0 Uhr und 6 Uhr er-
hält die Ärztin/der Arzt zusätzlich zu dem Entgelt 
für Überstunden sowie etwaigen Zeitzuschlägen 
(§ 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 7 Abs. 3 Sätze 4 bis 
6) einen gesonderten Zuschlag. 2Dieser beträgt 50 
Prozent des Rufbereitschaftsentgelts nach § 7 Abs. 
3 Satz 5. 3Zur Berechnung des Zuschlags nach Satz 
1 sind Inanspruchnahmezeiten in der Zeit zwi-
schen 0 Uhr und 6 Uhr von unter einer Stunde auf 
eine Stunde zu runden; überschreitet die Addition 
der Inanspruchnahmezeiten in der Zeit zwischen 
0 Uhr und 6 Uhr die Zeitspanne von einer Stunde, 
findet keine Rundung statt. 4Der Zuschlag nach 
Satz 1 ist auf die im Folgemonat geäußerte Erklä-
rung der Ärztin/des Arztes hin im Verhältnis 1:1 
bis zum Ende des dritten Kalendermonats, der auf 
seine Entstehung folgt, in Freizeit auszugleichen; 
Satz 1 der Anmerkung zu § 7 Abs. 1 Satz 2 Buchst. 
d findet entsprechend Anwendung.

V. § 20 der Anlage 30 zu den AVR (Kosten des Heil-
berufsausweises) wird wie folgt neu gefasst:

 „Der Dienstgeber übernimmt für die Dauer des 
Dienstverhältnisses die Kosten für den elektroni-
schen Heilberufsausweis (eHBA) für Ärztinnen 
und Ärzte.“

VI. Inkrafttreten
 Die Änderung in der Ziffer V. tritt zum 1. Januar 

2022 in Kraft. Die Änderung in der Ziffer IV. tritt 
zum 1. Juli 2022 in Kraft. Die Änderungen in den 
Ziffern I. bis III. treten zum 1. Januar 2023 in Kraft. 

Vorstehende Beschlüsse setzte ich hiermit für das Bis-
tum Mainz in Kraft.

Mainz, den 06. Januar 2023

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

3. Inkraftsetzung von Beschlüssen der 
Bundeskommission des deutschen 
Caritasverbandes vom 03.11.2022

Änderungen der Anlage 2 zu den AVR

Die Regionalkommission Mitte beschließt:
I. Übernahme des beschlossenen mittleren Wertes
 Der Beschluss der Bundeskommission der Ar-

beitsrechtlichen Kommission vom 20. Oktober 
2022 zu den Betreuungskräften in VG 10 der Anla-
ge 2 AVR, Neufassung der Ziffern 18 und 19 wird 
übernommen: 

 Für den Bereich der Regionalkommission Mitte 
beträgt die Höhe der Zulage gemäß Anmerkung 
150 Satz 1 der Anmerkungen zu den Tätigkeits-
merkmalen der Vergütungsgruppen 1-12 der An-
lage 2 AVR 120 Euro. 

II. Inkrafttreten
 Dieser Beschluss tritt zum 1. November 2022 in 

Kraft.

Vorstehende Beschlüsse setzte ich hiermit für das Bis-
tum Mainz in Kraft.

Mainz, den 06. Januar 2023

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

4. Inkraftsetzung von Beschlüssen der 
Bundeskommission des deutschen 
Caritasverbandes vom 03.11.2022
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Änderungen der Anlagen 33 und 1 zu den AVR

Die Regionalkommission Mitte beschließt:
I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte
 Der Beschluss der Bundeskommission der Ar-

beitsrechtlichen Kommission vom 20. Oktober 
2022 zur SuE-Tarifrunde, Änderungen in der An-
lage 33 und der Anlage 1 AVR wird hinsichtlich 
aller dort beschlossenen mittleren Werte mit der 
Maßgabe übernommen, dass alle dort beschlosse-
nen mittleren Werte in derselben Höhe, wie sie in 
Nummern I. und II. des o.g. Beschlusses der Bun-
deskommission enthalten sind, als neue Werte für 
den Bereich der Regionalkommission Mitte fest-
gesetzt werden. 

II. Inkrafttreten
Dieser Beschluss tritt zum 20. Oktober 2022 in Kraft.

Vorstehende Beschlüsse setzte ich hiermit für das Bis-
tum Mainz in Kraft.

Mainz, den 06. Januar 2023

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

5. Änderung der Arbeitsvertragsordnung für das 
Bistum Mainz (AVO Mainz)

vom 16.12.2008 (KODA-Beschluss, in Kraft gesetzt im 
Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Mainz 2009, 
Nr. 2, Ziff. 23, S. 13 ff.), zuletzt in der Fassung vom 
30.03.2022 (Kirchliches Amtsblatt für die Diözese 
Mainz 2022, Nr. 4, Ziff. 41, S. 63 ff.)

Die Arbeitsvertragsordnung für das Bistum Mainz 
wird wie folgt geändert:
I. Die AVO Mainz Anlage 5 Entgeltordnung für Ge-

meindeassistenten, Gemeindeassistentinnen, Ge-
meindereferenten und Gemeindereferentinnen 
wird wie folgt geändert:
I.1. Abschnitt 2, § 1 erhält folgende neue Fassung:
 § 1 Eingruppierung von Gemeindeassisten-

ten und Gemeindeassistentinnen
 Die Eingruppierung von Gemeindeassisten-

ten oder Gemeindeassistentinnen während 
der zweiten Ausbildungsphase1 erfolgt 

 1. im ersten Ausbildungsjahr in Entgelt-
gruppe 8 Stufe 1

 2. im zweiten Ausbildungsjahr in Entgelt-
gruppe 9b Stufe 2.

 1 Die zweite Ausbildungsphase dauert im 
Bistum Mainz gegenwärtig 2 Jahre.

I.2. Abschnitt 2 wird ergänzt um folgenden neu-
en § 5:

 § 5 Zulage Mentorentätigkeit
 Mentoren und Mentorinnen, die in der 

Ausbildung von Gemeindeassistenten oder 
Gemeindeassistentinnen oder Pastoralassis-
tenten oder Pastoralassistentinnen eingesetzt 
sind, erhalten pro Monat eine Zulage von 
100,00 € Brutto. 

II. Inkrafttreten
Die Änderungen treten zum 01.04.2023 in Kraft.

Mainz, den 10. Januar 2023

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Verordnungen des Generalvikars

6. Änderung der Ausführungsbestimmungen zur 
Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen für das Bistum 
Mainz

I Die Ausführungsbestimmungen zur Ordnung 
zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an 
Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürf-
tigen Erwachsenen für das Bistum Mainz vom 
21.02.2020 (Kirchliches Amtsblatt für die Diöze-
se Mainz 2020, Nr. 3, Ziffer 23, S. 30 ff.) wird wie 
folgt geändert:

 Die Ausführungsbestimmung I, Nr. 7 zu § 5 In-
stitutionelles Schutzkonzept wird um folgenden 
Satz 2 ergänzt:

 Rechtsträger, die die Inkraftsetzung des instituti-
onellen Schutzkonzeptes sowie die weiteren Maß-
nahmen nach Satz 1 nicht fristgerecht umgesetzt 
haben, sind verpflichtet, dies bis spätestens zum 
30.08.2023 nachzuholen und vorher das Konzept 
der Koordinationsstelle Prävention im Bistum 
Mainz bis spätestens zum 30.06.2023 zur fachli-
chen Prüfung zuzuleiten.

II Die Änderung tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft.

Mainz, den 09. Januar 2023

Ordinariatsdirektorin Stephanie Rieth
Bevollmächtigte des Generalvikars
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7. Zählung der sonntäglichen 
Gottesdienstteilnehmerinnen und 
Gottesdienstteilnehmer am 05. März 2023

Gemäß Beschlüssen der Deutschen Bischofskonferenz 
(vgl. Vollversammlung vom 24. 27.02.1969, Prot. Nr. 18, 
und Ständiger Rat vom 27.04.1992, Prot. Nr. 5) werden 
für die Zwecke der kirchlichen Statistik der Bistümer 
in der Bundesrepublik Deutschland die Gottesdienst-
teilnehmerinnen und Gottesdienstteilnehmer zwei Mal 
im Jahr gezählt. 
Die erste Zählung findet am zweiten Sonntag in der 
Fastenzeit (05. März 2023) statt. Zu zählen sind alle Per-
sonen, die an den sonntäglichen Hl. Messen (einschl. 
Vorabendmesse) teilnehmen. Mitzuzählen sind auch 
die Besucherinnen und Besucher der Wort- oder Kom-
muniongottesdienste, die anstelle einer Eucharistiefei-
er gehalten werden. Zu den Gottesdienstteilnehmerin-
nen und Gottesdienstteilnehmern zählen auch die 
Angehörigen anderer Pfarreien (z. B. Wallfahrende, Se-
minarteilnehmende, Touristen und Besuchsreisende).

Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in den 
Erhebungsbogen der kirchlichen Statistik für das Jahr 
2023 unter der Rubrik „Gottesdiensteilnehmer am 
zweiten Sonntag in der Fastenzeit“ (Pos. 2) einzutragen. 

Kirchliche Mitteilungen

8. Personalchronik

A. Geistliche

Ernennungen

m. W. v. 01.09.2022 bi<s 31.08.2025

Kretsch, Daniel, Pfarrer, zum Diözesanjugendseelsorger 

Ruhestandsversetzungen

m. W. v. 31.12.2022

Mückstein, Walter, Pfarrer

Im Herrn sind verstorben am

16. Dezember 2022

Mayer, Klaus, Msgr. i.R., Geistl. Rat i.R., Pfarrer i.R., 
geb. am 24.02.1923, gew. am 20.07.1950

11. Januar 2023

Bone, Werner, Geistl. Rat i.R., Pfarrer i.R., geb. am 
20.04.1930, gew. am  28.02.1959

B. Laien

Pastoralassistenten/innen, -referenten/innen

Ernennungen

m. W. v. 01.08.2022

Flößer, Christoph, Pastoralreferent, Pfarrgruppe 
Fürth-Lindenfels zum Koordinator im Pastoralraum 
Weschnitztal, befristet bis zur Gründung der neuen 
Pfarrei im Phase III des Pastoralen Weges, unter Beibe-
haltung der bisherigen Beauftragung

Köneke, Andrea, Pastoralreferentin, Pfarrei Jügesheim, 
„St. Nikolaus“ zur Koordinatorin im Pastoralraum 
Rodgau-Rödermark, befristet bis zur Gründung der 
neuen Pfarrei im Phase III des Pastoralen Weges, unter 
Beibehaltung der bisherigen Beauftragung

Beauftragungen 

m. W. v. 01.12.2022

Wach, Stephan, Klinikseelsorge der Asklepios Klinik 
Lich als Pastoralreferent

Gemeindeassistenten/innen, Gemeindereferenten/innen

Ruhestandsversetzung

m. W. v. 31.12.2022

Jahn, Irmgard, Gemeindereferentin

Anschriften

Kroatische katholische Gemeinde Offenbach, E-Mail: 
hkm.off@proton.me

m. W. v. 01.12.2022

Bistum Mainz, Kroatische katholische Gemeinde, 
Grünberger Straße 222, 35394 Gießen, neue Anschrift 
Bistum Mainz Kroatische katholische Gemeinde Nor-
danlage 45, 35390 Gießen, Tel.: 0641 970653, E-Mail: 
71kkg@gmx.de

9. Zulassungsfeier von Erwachsenen zur Taufe am 
Samstag, den 25. Februar 2023 im Mainzer Dom

Bischof Peter Kohlgraf lädt alle Erwachsenen, die sich 
in unserem Bistum auf die Taufe vorbereiten, zusam-
men mit den Katechumenatsbegleiter/-innen zur Feier 
der Zulassung zur Erwachsenentaufe in den Mainzer 
Dom ein. Die Feier selbst ist ein Schritt auf dem Weg 
zur Aufnahme Erwachsener in die Kirche. 
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Zeit: Samstag, den 25. Februar 2023, um 15.00 Uhr
Ort: Mainzer Dom (Ostkrypta)
Thema: Feier der Zulassung zur Erwachsenentaufe mit 
Bischof Peter Kohlgraf

Im Anschluss an die Zulassungsfeier sind die Tauf-
bewerber/-innen zusammen mit den Katechumenats-
begleiter/-innen, sowie den engsten Angehörigen zu 
einer Begegnung mit Bischof Peter Kohlgraf in den Er-
bacher Hof eingeladen.

Die Anmeldung zur Teilnahme an der Zulassungsfei-
er und der sich anschließenden Begegnung bei Kaffee 
und Kuchen mit Bischof Peter Kohlgraf, erfolgt über 
das Referat Katechese, Telefon: 06131 253-241, E-Mail: 
katechese@bistum-mainz.de Das Anmeldeformular 
kann auch über die Homepage des Referates Kateche-
se heruntergeladen werden: www.bistummainz.de/
katechese 

Weitere Informationen zum Ablauf der Zulassungsfei-
er erhalten Sie nach erfolgter Anmeldung. Anmelde-
schluss ist Montag, der 13. Februar 2023.

10. Urlaubsvertretungen

Die Leiter der Pastoralräume werden gebeten, rechtzei-
tig innerhalb des Pastoralraumes mit allen Mitbrüdern 
den Urlaub zu planen und abzustimmen, damit gegen-
seitige Vertretung gewährleistet ist. Bei frühzeitiger 
Absprache können gewiss auch aus den Reihen unse-
rer Ruhestandspriester und geistlichen Religionslehrer 
sowie von den Ordenspriestern Vertreter für einzelne 
Sonntage gewonnen werden.

Im Hinblick auf die immer noch andauernde Pande-
mie bitten wir zu bedenken, dass es in dem von Ihnen 
geplanten Urlaubszeitraum Reisewarnungen geben 
kann. Eine Einreise der Urlaubsvertreter kann dadurch 
verhindert werden. Ebenso können eventuelle Qua-
rantänevorschriften der Einreise des Urlaubsvertreters 
entgegenstehen.

Es wird auch sinnvoll sein, dass für das Angebot der 
Gottesdienstzeiten eine Nachbarschaftsabsprache 
(Pfarrgruppe bzw. Pfarreienverbund, Pastoralraum) 
erfolgt und gegenseitig in den einzelnen Pfarreien 
bekannt gegeben wird. Die Gläubigen werden es ver-
stehen, dass in der Urlaubszeit die Gottesdienste redu-
ziert werden müssen.
Für dennoch notwendig werdende Aushilfen gibt es 
eine begrenzte Zahl von ausländischen Priestern, die 
eine Vertretung übernehmen wollen. Diese bewerben 
sich gleichzeitig bei verschiedenen Diözesen, meist für 
die Monate Juli, August und September.
Es ist deshalb ratsam, den Vertreter für einen vollen 
Kalendermonat zu beantragen oder ihn je zur Hälfte 
der Zeit mit einem Nachbarpfarrer zu teilen.

Die an römischen Universitäten studierenden Priester 
werden nicht mehr über die Botschaft der Bundesrepu-
blik Deutschland beim Heiligen Stuhl in Rom vermit-
telt. Dieser Personenkreis wie auch Priester, die direkt 
aus ihren Heimatländern kommen, werden in Zukunft 
bei den ihnen bereits aus früherer Zeit bekannten Pfar-
reien oder bei den Ordinariaten um eine Vertretung 
bitten.

Termin: 1. April 2023
Die Herren Pfarrer werden gebeten, bis spätestens 
1. April 2023 über den zuständigen Leiter des Pasto-
ralraumes an das Bischöfliche Ordinariat, Personalde-
zernent (ohne Anschreiben) auf dem Formular „Ur-
laubsantrag“ (vgl. Schreiben des Herrn Generalvikar 
vom 21.08.2012) zu melden, in welchem Zeitraum sie 
in Urlaub gehen wollen und (falls selbst keine Urlaubs-
vertretung gefunden werden konnte) für welchen Zeit-
raum sie einen ausländischen Vertreter benötigen.
Pfarrer, die mit dem Auslandsvertreter des vergan-
genen Jahres bereits eine Vereinbarung getroffen ha-
ben, melden ebenfalls bis zum 01.04.2023 mit dem o.g. 
Formblatt ihren Urlaub. Bitte denken Sie daran, dort 
den vollständigen Namen samt vollständiger An-
schrift und E-Mail-Adresse Ihres Urlaubsvertreters 
anzugeben.

Die aktuellen Fassungen des Urlaubsantrags („Leiten-
de Pfarrer in Phase IIa“, „Leitende Pfarrer in Phase II 
b“ „Pfarrer (nicht Leiter eines Pastoralraumes“) sind 
im e-mip, Download Formulare, hinterlegt.

Vollmachten für die Pfarrvertreter 2023
Alle Priester, die auf dem Urlaubsgesuch als Vertreter 
genannt werden, erhalten mit dem genehmigten Ur-
laubsantrag für die Wahrnehmung der Pfarrvertretung 
im Jahr 2023 die nach can. 539 ff nötigen Vollmachten, 
insbesondere die Befugnis zur Entgegennahme von 
Beichten und die Erlaubnis zur Verkündigung des 
Wortes Gottes sowie die Vollmacht zur Assistenz bei 
Eheschließungen.
Auslandsvertreter erhalten eine schriftliche Zusage 
und ein Aushilfsdekret des Bischöflichen Ordinariates.
Die Pfarrer, die sich gemeldet haben, erhalten mit 
dem genehmigten Abwesenheitsantrag die notwen-
digen Hinweise und Abrechnungsunterlagen für den 
Auslandsvertreter.

Mit der Ordnung zur Prävention gegen sexualisier-
te Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfe-
bedürftigen Erwachsenen für das Bistum Mainz vom 
20.02.2020 (Amtsblatt Nr. 3 Ziff. 22 der Diözese Mainz) 
setzt das Bistum Mainz verbindliche Standards für die 
Präventionsarbeit. In weiten Teilen orientiert sich das 
Bistum dabei an den entsprechenden Vorgaben der 
Rahmenordnung der Deutschen Bischofskonferenz.
Auch Vertretungspriester, die einen Dienst im Bistum 
übernehmen, müssen daher eine Selbstverpflichtungs-
erklärung unterzeichnen. Diese wird direkt vom Büro 
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des Priesterreferenten bei dem jeweiligen Vertretungs-
pfarrer angefordert.
Ebenfalls durch das Büro des Priesterreferenten wird 
beim jeweiligen Vertretungspfarrer die Erklärung des 
Ortsbischofs bzw. Ordensoberen zur Unbedenklich-
keit angefordert. Diese Dokumente haben eine Gültig-
keit von fünf Jahren.

Wichtiger Hinweis zur Abrechnung von ausländischen 
Studenten

Pfarrvertreter, die im Bundesgebiet an einer Hochschu-
le als Studenten eingeschrieben sind, haben ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet. Daher kann 
ihnen aufgrund der aktuellen Steuergesetzgebung die 
Vergütung nicht wie den Pfarrvertretern ausgezahlt 
werden, die lediglich zur Urlaubsvertretung ins Bun-
desgebiet einreisen. Bei Meldung des Urlaubs bzw. der 
Abwesenheit vom Dienstort bitten wir daher unbe-
dingt anzugeben, wenn es sich um einen Studenten an 
einer inländischen Hochschule handelt. Wir werden in 
diesen Fällen mit dem Genehmigungsschreiben bereits 
entsprechende Personalunterlagen anfordern, die für 
die Abrechnung der Vergütung erforderlich sind.
Pfarrvertreter, die nicht aus EU-Ländern kommen, 
benötigen grundsätzlich eine „Aufenthaltsgenehmi-
gung“ in der Form des „Visums“, die vor der Einrei-
se von der zuständigen Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland (BRD) in ihrem Heimatland zu beantra-
gen ist. Eine Nichtbeachtung dieser Vorschrift für zu 
einer illegalen Einreise ins Bundesgebiet.

Abrechnung

Wegen der angespannten Haushaltslage können Kos-
ten für ausländische Vertreter nur für einen Monat 
in einer Pfarrei genehmigt werden. Die Vertretung – 
selbst in mehreren Pfarreien (auch in anderen Diöze-
sen) – darf die 3-Monatsfrist/70 Tage für ausländische 
Priester jedoch nicht überschreiten.
Als Vergütung erhält der aushelfende Priester ein Ent-
gelt von 512,– € netto bei einer monatlichen Vertretung 
(bzw. den anteiligen Tagessatz) sowie freie Unterkunft 
und Verpflegung.
Die Diözese übernimmt (nach Vorlage entsprechen-
der Belege) die Reisekosten lt. Bahntarif 2. Klasse (Di-
rektweg!), jedoch höchstens in einer Höhe von 255,– € 
(auch bei Flugkosten). Evtl. Mehrkosten gehen zu Las-
ten des Vertreters. Kommt der Pfarrvertreter von ei-
nem Einsatzort einer anderen Diözese werden ihm nur 
die Reisekosten von Einsatzort zu Einsatzort erstattet. 
Die Rückreisekosten zum Wohnort werden allerdings 
nur dann erstattet, wenn nach Ablauf der vereinbarten 
Vertretung die Tätigkeit in den Diözesen der Bundes-
republik Deutschland beendet ist.
Bei Anreise mit Pkw (oder Flugzeug) werden nur die 
Kosten einer Fahrkarte lt. Bahntarif 2. Klasse (Direkt-
weg!) vergütet, ebenfalls nicht höher als 255,– €. Wenn 
ein Ferienvertreter in mehreren Pfarreien aushilft, wer-

den die Fahrtkosten nur einmal erstattet. Die Sustenta-
tion (Tagessatz 12,– €) und die Vergütung aller sonsti-
gen vorgenannten Ausgaben (gegen Quittung) werden 
dem zuständigen Pfarrer nach Beendigung der Vertre-
tung und Einreichen der Abrechnungsunterlagen vom 
Bischöflichen Ordinariat überwiesen.

Private Telefongespräche gehen auf Rechnung des 
Vertreters.
Während der Vertretung in einer Pfarrei tritt die Diöze-
se bei akut auftretenden Erkrankungen kostendeckend 
für den Vertreter ein. Aufwendungen für Krankheiten, 
die bereits vor Antritt des Einsatzes festgestellt wur-
den, können nicht erstattet werden. Dies gilt auch für 
Zahnerkrankungen, Zahnprothesen, Brillen usw.
Für einen Krankenhausaufenthalt wegen einer akut 
aufgetretenen Krankheit sind lediglich die Kosten ent-
sprechend den Bestimmungen der gesetzlichen Kran-
kenversicherung erstattungsfähig. 
Polizeiliche Anmeldung: Die Pfarrer melden den Tag 
der An- und Abreise ihres Auslandsvertreters beim 
Einwohnermeldeamt.
Priester, die von Mitbrüdern aus unserer Diözese ver-
treten werden, melden Ihren Jahresurlaub (siehe auch 
KA 14/1987, S. 89) mit dem Urlaubsantrag bis spätes-
tens 6 Wochen vor Urlaubsbeginn.

11. Kurse des TPI

K 23-02 1. Abschnitt
Thema:  Von Ritualen und Wandlungen - Impulse für 

eine liturgiefähige Kirche
Termin:  Freitag, 24.03.23 – 10:00 Uhr
Zielgruppe: alle pastoralen Berufsgruppen
Kursleitung: Dr. Luisa Fischer, Prof. Birgit Jeggle-Merz
Ort: Mainz, Erbacher Hof
Weitere Termine: 
 2. Abschnitt: Feldphase (digital begleitet)
 3. Abschnitt: 04.-05.07.2023
Kosten: 
1. Abschnitt: 24.03.2023
Pastorale Mitarbeiter aus den Trägerdiözesen zahlen 
bei den Präsenzveranstaltungen als Eigenanteil für 
Unterkunft und Verpflegung 23,00 € + 30,00 € Honora-
ranteil = 53,00 €.
Denken Sie bitte daran, dass Sie sich auch bei Ihrer 
zuständigen Fortbildungsabteilung in der Diözese an-
melden müssen.
Teilnehmer aus anderen Diözesen zahlen die Kosten 
für Unterkunft und Verpflegung* 45,00 € + 30,00 € 
Kursgebühr + 30,00 € Honoraranteil = 105,50€ (*vorbe-
haltlich Preiserhöhungen des Tagungshauses).
3. Abschnitt: 04.-05.07.2023
Pastorale Mitarbeiter aus den Trägerdiözesen zahlen 
bei den Präsenzveranstaltungen als Eigenanteil für 
Unterkunft und Verpflegung 46,00 € + 30,00 € Honora-
ranteil = 76,00 €.
Denken Sie bitte daran, dass Sie sich auch bei Ihrer 
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zuständigen Fortbildungsabteilung in der Diözese an-
melden müssen.
Teilnehmer aus anderen Diözesen zahlen die Kosten 
für Unterkunft und Verpflegung* 144,00 € + 60,00 € 
Kursgebühr + 30,00 € Honoraranteil = 234,00€ (*vorbe-
haltlich Preiserhöhungen des Tagungshauses).
Anmeldung: bis 10.02.2023

K 23-03 1. Abschnitt
Thema:  Prophetische Ungeduld –  

Von der Gabe, Kirche neu zu wagen
Termin:  Mittwoch, 19.04.23 - 10:00 -  

Freitag, 21.04.23 - 16:00
Zielgruppe: Kirchenentdecker*innen aller pastoralen 

Berufsgruppen
Kursleitung: Dr. Luisa Fischer, Felix Goldinger
Ort:  Heimathafen Wiesbaden, Hotel Alexander 

Wiesbaden
 Weitere Termine: 
 2. Abschnitt: Lerngruppenphase 
 (digital begleitet)
 3. Abschnitt: 12.10.-13.10.2023
Kosten:
1. Abschnitt: 19.04.-21.04.2023
Pastorale Mitarbeiter aus den Trägerdiözesen zahlen 
bei den Präsenzveranstaltungen als Eigenanteil für 
Unterkunft und Verpflegung 69,00 € + 40,00 € Honora-
ranteil = 109,00 €.
Denken Sie bitte daran, dass Sie sich auch bei Ihrer 
zuständigen Fortbildungsabteilung in der Diözese an-
melden müssen.
Teilnehmer aus anderen Diözesen zahlen die Kosten 
für Unterkunft und Verpflegung* 264,00 € + 75,00 € 
Kursgebühr + 40,00 € Honoraranteil = 379,00€ (*vorbe-
haltlich Preiserhöhungen des Tagungshauses).
3. Abschnitt: 12.10.-13.10.2023
Pastorale Mitarbeiter aus den Trägerdiözesen zahlen 
bei den Präsenzveranstaltungen als Eigenanteil für 
Unterkunft und Verpflegung 46,00 € + 30,00 € Honora-
ranteil = 76,00 €.
Denken Sie bitte daran, dass Sie sich auch bei Ihrer 
zuständigen Fortbildungsabteilung in der Diözese an-
melden müssen.
Teilnehmer aus anderen Diözesen zahlen die Kosten 
für Unterkunft und Verpflegung* 204,00 € + 60,00 € 
Kursgebühr + 30,00 € Honoraranteil = 294,00€ (*vorbe-
haltlich Preiserhöhungen des Tagungshauses).
Anmeldung: bis 08.03.2023

Herausgegeben vom Bischöflichen Ordinariat Mainz – Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz, Generalvikar
Druck: Bischöfliche Kanzlei

Bezugspreis jährlich € 15,– einschl. Versandkosten

K 23-33
Thema:  Niki de Saint Phalle –  

Gestalten gegen Gewalt (for ladies only)
Termin:  Freitag, 10.02.23 - 10:00 – 17:30 
Zielgruppe: Pastorale Mitarbeiterinnen
Kursleitung: Dr. Regina Heyder, Dr. Luisa Fischer
Ort: Frankfurt, Haus am Dom
Kosten: 23,00 Euro zzgl. 17,00 Euro (inkl. Führung)
Anmeldung bis 30.01.2023

Anmeldung und Infos unter: www.tpi-mainz.de oder 
per E-Mail an info@tpi-mainz.de


